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:/.:Die Streikbewegung ist unaufhaltsam 
Gegen Angst und Reaktion · 
Die Große Koalit ion sichert den Kapitalisten 
nicht nur die Profite. Sie wi ll sie auch vor 
massenhafter pol it ischer Unzufriedenheit schüt­
zen, die dem ökonomischen Prozeß entspringen 
könnte. Die St rukturkri sen der westdeutschen 
Okonomie im Bergbau, der Stahlindustrie und 

, der Landwirtschaft haben ebenso wie die 
Krise des Ausbildungssystems schon zu Pro­
testbewegungen geführt und zur politischen 
Radikalisierung beigetragen. 

Die Oppositi on der Studenten entzündete sich 
an der Entwicklung der Universität zur Aus­
bildungskaserne, zur Produktionsstätte von 

1 Fachidioten. D ie Opposition der arbeitenden 
Bevölkerung kann vielfält ige Gründe haben. 
Hohe Mieten, hohe Preise einerseits, zum an­
deren Unsicherheit des Arbeitsplatzes, Lohn­
abbau urid Senkung der Sozialleistungen. Der 

, 1· Kapitalismus löst seine Absatzschwierigkeiten 
meist dadurch, daß er die Produktion ein­
schränkt und Lohnkosten durch Rational isierun­
gen einzusparen sucht. Auf menschliche Pro-

<f',' . · <· bleine pflegt sich der Produk.tionsapparat, der 
b;)~- ,;J auf Steige~ung des Pr?fits aus ist, dabei nur _am 
"r-tt;_.·~ . Rande einzu.lasssn. , B1slarig konnte d,er. Kap,ta­
.r.,;::~.,.f lismus in der , Bu~desrepublik 99ch mit Kon­

' •· • 1 sumgratifikationen, mit den Mitteln der Mas-
senrhanipulation, der erzwungenen Entpolitisie­
rung durch Arbeitsrecht und Betriebsverfas­
sungsgesetz in den Betrieben und der freiwil­
ligen Gleichschaltung und Kooperation der 
Massenorganisationen über die Runden kom­
men. Für . den Fall, daß dieses Gleichgewicht 
von Manipulation und Kooperation zusammen­
bricht, sollen die Notstandsgesetze mit Gewalt 
das System zusammenhalten .. 

Die Notstandsgesetzgebung nun bereitet den 
Staat auf massenhafte politische Opposition 
gegeo die Mißachtung elementarer menschlicher 
Bedürfnisse vor. Sie soll den Individuen vor 
allem die Verweigerung ihrer A rbeitsleistung 
in\' Streik unmögl ich machen, sie soll den A r­
beitszwang mit Gewalt über diejenigen wieder 

, , aufrichten können, die sich gegen seine Inhu­
manität wehren. 

A lle Mitte l, die die Notstandsgesetzgebung be­
reitstellt, dienen letzten Endes diesem Zweck. 
Dienstverpflichtungen, Verschärfung der persön­
lichen Oberwachung und quasimilitärische Nie­
derschlagung massenhafter Opposition mit den 

.Mitteln von Polizei, Bundesg renzschutz und 
Bundeswehr sollen politische Spontaneität un­
terdrücken. 

Die Notstandsgesetze 
sind das Grundgesetz 
des autoritären Staats! 
In einer solchen Situation hat ke iner ein Recht 

' auf polit isches Desinteresse. Es waren schon 
einmal die· Massen politisch desinteressierter 
Menschen, die die sicherste Stütze für den Fa­
schismus bildeten. In ihrem falschen Bewußt­

, se in, daß es eine Sphäre der Privatheit gebe, 
· die von den politischen Verhältnissen unbeein­
.. flußt ~ei, stabilisieren sie die gesellschaftliche 

Unterdrückung. Aber Toleranz gegen den auto­
ritären Staat' kann es nicht geben. 

Wenn jetzt die Herrschenden uns noch im Ver­
ein mit ihren liberalen Krit ikern an Spielregeln 

· b!nden wollen, so sind ihre Absichten eindeu-
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Niemand hätte geglaubt, daß sich dem Vorlesungsstreik der Frankfurter Stu­
denten 10000 Arbeiter in kurzen Warnstreiks und tausende von Schülern an­
schließen würden. 
Wir haben lange versucht, durch Aufklärungsveranstaltungen, Straß'enagita­
tionen und Flugblätter unsere Isolierung zu durchbrechen. Verständigungs­
probleme, die sich bei jedem Gespräch mit Passanten in der Stadt oder mit 
Arbeitern vor den Betrieben ergaben, konnten so nicht gelöst werden. Jetzt 
ist unsere Isolierung in einem symbolischen Akt gemeinsamen Widerstands 
zum Teil durchbrochen. Solange unser Protest lediglich verbal blieb, mußten 
die bildungs- und schichtenspezifischen Unterschiede eine Verständigung 
verhindern. Der Widerstand im politischen Streik gegen die Gesetze, die den 
Leistungszwang verewigen sollen, konnte auf der gemeinsamen Erfahrung 
dieses Zwanges bei Arbeitern, Schülern und Studenten aufbauen. Zugleich 
konnte der Streik in Ansätzen eine Solidarität des aktiven Widerstandes 
un~er den Gruppen schaffen, deren Status als bloß funktionierende Automa­
ten dieses Systems mithilfe der Notstandsgesetze vollends abgesichert wer­
den soll. 

t ig: In einer antagonistischen Gesellschaft die­
nen Regeln zunächst einmal de,n Herrschenden, 
von den0}1 :,ie auch gemach, werder,;. SowEr!t 
noch in einem liberalen Modell den Beherrsch­
_ten die Mittel der Diskussion zuge~anden wer­
den, so stehen diese Rechte - wie der Fa­
schismus gezeigt hat -, doch unter dem Vor­
behalt, daß sie die Herrschaft nicht antasten. 
Daß heute den Herrschenden keine Gefahr 
durch Proteste drohen, die sich an die von 
ihnen verordneten Spielregeln halten, haben 
jahrelange vergebliche Diskussionen, Resolu­
tionen über Nots.tandsgesetze und Hochschule 
deutlich gezeigt. Die uns jetzt noch auf Regeln 
verpfl ichten wollen, wollen die Unwirksamkeit 
unserer Opposit ion. Objektiv vertreten sie die 
Interessen der Herrschenden. 

Wenn wir nicht resignieren 
wollen, müssen wir den Wider­
stand organisieren. 
An. dieser Stelle wird -eingewandt, daß eine 
Minderheit nicht der Mehrheit ih ren Willen auf­
zwingen könne. Aus diesem Grunde wird eine 
Urabstimmung gefordert, die den Willen der 
Mehrheit ans Tagesl icht bringen soll. 

• 

• 

von 500 Parlamentariern hat das nicht 
gesfört. 
Auf die/ migen, die das noch immar 
nicht gemerkt haben, können .wir nicht 
länger warten. 
Es ist ferner unmöglich, gewerk­
schaftliche Formen der Streikvorbere i­
tung auf die Universität zu übertragen. 
Die Urabstimmung findet wie bekannt, 
doch nur unter d1m gewerkschaftlichen · 
Mitgliedern statt, also auch nicht unter 
allen Arbeitern. Die Universität jedoch 
hat keine einheitliche Organisations­
struktur. 
Am ehesten vergleichbar ist der Urab­
stimmung noch die Abstimmung auf 
einem teach-in, wo die Mehrheit der po­
litisch bewußten Studenten über den 
Streik abstimmen kann. 
Man kann das Verhältnis von Minder­
heit und Mehrheit nicht verabsolutieren. 
Wer ständig mit der Mehrheit politisch 
ahnungsloser Studenten argumentiert, 
übersieht, daß a_us dem polit ischen Pro­
test einer Minderheit in der Tat schon 
radikale Opposition der Mehrheit der 
Frankfurter Studenten geworden zu sein 
scheint. 

Viele liberale Notstandsgegner sind objektiv weiter 
nichts als Streikbrecher. Ob sie Rüegg heißen oder 
Habermas. 

• Der Prozeß der Verabschiedung der • 
Notstandsgesetze hätte eigentlich jedem 
klar machen sol len, daß hier eine kleine 
Minderheit von Konzernbossen, Ministe· 
rialbürokraten, die das Dritte Reich 
schadlos überlebten, und Parteibonzen 
der Mehrheit des Volkes ihren Wi llen 
aufzwängen wollen. Millionen haben 
durch die Gewerkschaften, die Studen-
ten- und Jugendbewegung, durch Reprä­
sentanten des k irchl ichen, kulturellen und 
wissenschaftlichen Lebens gegen diese 
Gesetze protestiert. Nur 10°/o der Be­
völkerung sind überzeugt für die Not­
standsgesetze. D ie radikale Minderheit 

Trotzdem führen rechte Schläger ge­
gen uns ooch ein Widerstandsrecht an, 
das wi r gerade zur Legitimierung unse­
res Kampfes gegen den autoritären 
Staat benutzen. D ie Konfusion unter den 
liberalen Formalisten ist groß, dennoch 
aber leicht aufzulösen. Genauso wenig 
wie Bachmann gegen Dutschke das Wi­
derstandsrecht für Lynchjustiz in An­
spruch nehmen kann, genauso wenig 
können es. andere vereinzelte Faschi­
sten. Denn in Wirklichke it leisten sie 
ke inen Widerstand, sondern gehorchen 
den Bedürfnissen der herrschenden 
Ordnung. Sie sind objektiv Schläger-

truppen der Herrschenden, auch wenn 
sie von ihnen nicht offen · angeführt 
werden, wie in Bonn von MdB Roll­
mann (CDU) oder in Berlin vom CDU­
Wohlrabe. Pol itischer Widerstand ist im­
mer W iderstand gegen die Organisation 
der Herrschaft, nicht deren gemeinge­
fährliche Ausübung. 

Könnte der Widerstand allerdings, keine poli­
tisch bewußten Massen · mobilisieren, dann 
könnte er als Widerstand einer Minderheit un­
ter Umständen, wenn er nicht zerfällt, in Ter­
rorismus umschlagen, der tendenziell seine 
eigene Liquidation hervorruft. Der Streik zur 
zweiten Lesung fand aber seine Massenbasis, 
wie die Abstimmungen auf den teach:ins zeig-
ten. ' 

Einige Zeit bestanden noch idealisti­
sche Vorstellungen über einen Streik 
unter den Studenten. Und von. diesem 
Idealismus war auch der Parlaments:- ' 
beschluß zwei Tage vor dP.m Str~L~ 
zur zweiten. Lesung ge, rage~. 

Er biiligte n~r sit-ins vor · den Universitätsein.;• 
gängen, keine Blockade. Durch D iskussionen 
und Oberzeugen sollten die Streikbrech~r am 
Betreten der Univers'ität gehindert werden. Sie 
sollten unter keinen Umständen durch ,passive 
Gewalt am Betreten der Uni gehindert werden. 
Wenn die gewerkschaftlichen Streiks mi~ so l, . 
chen Methoden je geführt worden wären, dann 
wären sie von Anfang an zum scheitern verur~ 
teilt gewesen. Den politisch bewußten Arbei­
tern ist das Aufstellen -von Streikposten selbst­
verständl ich, ' wie die Einsicht, daß politische 
Ause inandersetzungen nicht nur mit dem- Mit­
tel der Diskussion geführt werden können. Daß 
das im Bewußtsein der meisten St udenten 
nicht mitgedacht wurde, liegt daran, daß sie 
mit diesem Kampfmitte l der A rbeiter nie in Be, 
rührung gekommen sind; gleichzeitig aber der 
Streik immer als gemeinschaftsschädigend de-' 
nunziert und Streikbrecher zu Arbeitswilligen ·, 
sti lisiert wurden. 

Der LSD ist denn auch von seiner liberalen 
Haltung abgekommen und befürwortet nun 
Streikposten. 

D ieser Lernprozeß aber ist nicht zuletzt da­
durch angestoßen worden, daß der SDS den 
Streik zur zweiten Lesung als Minderheit mit 
Streikposten geführt hat. Das teach-in, das die 
Fortsetzung des Streiks fü r den Donnerstag 
besc),loß, billigte denn auch ausdrücklich die 
Aufstellung von Streikposten. Nur diejenigen 
können noch gegen Streikposten se in, die den 
Widerstand der Studenten gegen den autoritä­
ren Staat wirkungslos machen wollen. 

Der Übergang vom Protest zum Wider­
stand vollzieht sich nicht bruchlos. Da 
die Herrschenden jede politische 
Selbsttätigkeit, wenn sie nicht beim 
verbalen Protest bleibt, mit Sanktio­
nen belegen, ist die Sphäre aktiver . 
Opposition mit Angst besetzt. ' 
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Viele, die zwischen Studium, Karriere und ak­
tiver Opposition schwanken, lösen diesen Kon-

,.flikt, indem sie Opposition auf gefahrl.ose Dis-. 
· kussion beschränken. Beim ersten Streik war 

denri auch selbst der Rektor für Vorlesungs­
dis~ussioneri - welche Beruhigung · -, wäh­
rend denen, die Streikposten standen mit 
Strafanzeigen wegen Freiheitsberaubung und 
Nötigung und mit Disziplinarstrafen gedroht 
wu rde.' 

Diese Angstschwelle muß massenhaft über­
schritten werden, .w ie schon bei der ·Springer­
Blockade. 

D-enn Vorlesungsdiskussionen sind gegenüber 
den Vorbereitungen des autoritären Staates. als 
einziges Mittel nicht angemessen. Sie sind 
außerdem durchaus nicht notwendig gewaftl os, 
wie sich an den Aktionen in Berlin gezeigt hat, 
wo sich die Auseinandersetzungen mit rechten 
Studenten in den Hörsälen vervielfältigten. · 

In der angstvol len Befürchtung der liberalen 
Studenten, der Streik würde die Studenten­
schaft polarisieren, zeigt sich noch einmal qeut­
lich ihre Schwierigkeit, sich mit dem W ider­
stand zu, identifizieren. Die notwendigen pol iti­
schen Konsequenzen aus ihrer eigenen Oppo­
si~ion ' werden nicht gezogen. Konfl ikte und Ri­
siken gefürchtet. Die Angst vor der Polaris ie-· 
rung, der die Angst vor dem Rechtsradikalis­
mus entspricht: lähmt den Widerstand gegen 
den Radikalisml!S der Mitte von Springer bis 
SPD. Sie kann politisch objektive Antagonis­
men allenfalls subjektiv verdrängen, nicht aber 
objektiv abschaffen. 

Aber uns bleibt, was oppositionelle Radikalität 
angeHt, kei11e Wahl. Wir können uns n icht wi­
derstandslos in den autoritären Sta·at integrie­
ren. Die Angst vor den Folgen müssen wir in 
aktiver Opposition bewältigen, passives Zu­
schauen bewältigt sie nie. 

Zweierlei ist anläßlich des Streiks 
deµtlich geworden: , 
• Dieser Streik hat auch an · der Uni­

versität zu der Polarisierung geführt, die 
auch die Gesellschaft durchzieht: Rechte, 
fasbhistische Gruppen, d.ie von apoliti-· 
sehen Studenten unterstützt wurden, und 

. zuder,n ·noch bei Rektor Rüegg und f;'rqf. 
Kluke Hilfe fanden, einerseits, und' an­
dererseits eine breite Masse antiautori­
täre~· Studenten, die bereit sind, den Wi-

- ders~and -gegen den autoritären Staat 
aufzunehmen. 

D ie ' Kommunikation zwischen Studen­
ten, ,Schülern und Arbeitern ist nicht ge­
lungen durch Aufklärungszirkel, Straßen-

- agitation und Zeitungsverkauf,. sonde.rn 
durch einen symbolischen Akt gemein­
samen •Widerstandes. 

, Die Streikbewegung gegen die Notstandsge­
setze kann nicht das Z iel haben, die Appelle 
an die völlig korrumpierte Sozialdemokratie 
und an welche „Abgeordneten" auch immer nur 
zu unterstützen. Sie in die Parole „Keine 
Stimme den Notstandsbefürwortern" parlamen­
tarisch zu kanalisieren, ist völlig unsinnig. Denn 
man hätte· gerade lernen müssen, daß die klas­
sische liberale Notstandsopposition mit ihren 
Wiederbe lebungsversuchen am Parlamentaris­
mus und ihren Gewissensappellen vollkommen 
gescheitert ist. Gerade 10 bi.s 15 Abgeordnete. 
stimmten während der zweiten Lesung gegen 
einige Vorschläge. 

Jetzt kommt es mehr und mehr darauf an, 
die Selbsto'rganisation der Massen voranzu­
treiben. Die Streikbewegung zu verbreitern und 

, dle Notwendigkeit selbständiger. lnteressenver­
~retung aufzuweisen, muß - glo_bal - unser 
Hauptziel sein. 

Die Fortsetzung des Streiks am Freitag, dem 
24. Mai war schon nicht mehr unmittelbar auf 

· die Parlamentsdebatte bezogen wie der Streik 
"· zuvor. Die, Streikbewegung gewinnt deshalb 

eine Eigendynamik, weil sie ja nicht nu~ darauf 
zie,lt, die Verabschiedung der Notstandsgesetze 
zu verhindern, sondern die gesellschaftlichen 
Strukturen anzugreifen, die sie stützen. 

Denn die Notstandsgesetze sind nur 
zusätzlicher Zwang, der die bestehe~~ 
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NOtstand der Oppo,sifion 
od.er: wie sich di~ liberale Notst"ndsopposition selbst den Todesstoß gab 
Die Geschichte der Notstandspopposit ion ist 
die . Geschijchte· der Wandlung des liberalen 
demokratischen Engagements; zugleich ist sie 
dle Geschichte des Wandlungsprozesses vom 
unverbindlichen Protest zum organisierten Wi-
derstand. ' · · · 

Als sich zu Beginn der' 60er Jah re · die Not­
standsopposition konstituierte, dachte . noch 
niemand daran, zu welcher Gefahr die -Not­
standsgesetze einmal werden würden. Das zu­
künftige Notstandsrecht, dessen Auswirkungen 
nur wenige ermessen konnte.n, erschien als 
abstrakte Gefahr am Horizont einer gefähr­
deten, aber doch in ihrem Grundbestand demo­
kratischen Republik. 

o'er ~rste Höhep~nkt in der' Geschichte der 
Notstandsopposition war der' Kongreß „Demo­
kratie 'vor dem Notstand" am 30. Mai 1965, der 
von fünf Studentenverbänden veranstaltet 
wurde.· Aus den Protokollen geht hervor, daß 
die außerparlamentarische Opposition sich pri­
mär an das Parlament richtete mit beschwören­
den Appellen, die geplanten Grundgesetzände- · 
rungen rückgängig zu machen. Der Sinn dieser 
Appelle bemaß sich an der Stärke respektive 
Schwäche der innerpa rlamentarischen Oppo­
sition, die zu unterstützen alle demokratischen 
Orgiir]isationen und Personen aufriefen. War 
der Kongreß einer der ersten Versuc~e. der 
pol itischen Wil lensmanipulation von oben die 
demokratisch-plebiszitäre Wil!ensbildung von 
unten entgegenzusetzen, so hielten die· Forde­
rungen und Appelle doch an der prinzipiellen 
Legitimität des parlamentarischen Sy.stems fest 
und appel lierten idealistisch an die Einsichtig­
keit der Parlamentarier. ..Zu diesem Kongreß 
haben wir alle Abgeordneten des Deutschen 
Bundestags und die Fraktions- und Parteivor­
stände eingeladen. Und wir erwarten, <;laß die 
Arbeitsergebn isse di~ses Kongress~s dort zur . 
Kenntnis genomrner:i und berücksichtigt wer­
den "', formulierte der damalige Bundesvorsit­
zende des· SOS, Helmut Schauer, in seiner 
Eröff11ungsrede: · 

Wiederum auf Betreiben der Studentenve r­
bände kam der zweite „Kongreß Notstand der 
Demokratie" zustande. Inzwischen war das Zen­
trum der Notstandsopposition schon längst in 
die außerparlamentarische Opposition verlagert. 
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Auf der 21. Delegiertenkonferenz des 
SDS war die Zielsetzung der Not­
standsopposition neu formuliert wo~- . 
den. Dort hieß es in der Notstands-. 
resolution: ,,Die bloße Forderung nach 
parlamentarischer BescJ,ränkung der 
Herrschaft der Bourgeoisie · begreift, 
nicht die Ursachen der Tendenzen zur 
Diktatur". Der Satz~ der die Politik' des 
SDS bzw. der' Studentenverbände 
überhaupt bestimmen sollte, abe; lau­
tete: ,,Der. Erfolg unseres Kampfes be­
mißt sich deshalb nicht allein an der 
Verhinderung der Verabschiedung der 
Notstandsgesetzgebung, sondern an 
dem durch den Kampf z\u gewinnenden 
Widerstandspotential und politischem 
Bewußtsein der Arbeiterklasse." 

die kapita list ische Wirtschaftsordnung, jedoch 
erhalten blieb. Aufgrund dieser vorgegebenen 
Rahmenbedingungen stand der demokratische 
Neubeginn von Anfang an auf schwachen 
Füßen. Mit der wiedereinsetzenden ökono'mi­
schen und po'litischen Machtkonzentration ver- ' 
selbständigten sich die Eigeninteressen der 
Machtmonopole. Das Versprechen von Regie­
rung und Parlament, eine soziale Demokratie 
zu schaffen, konnte unter diesen Bedingungen 

· nicht eingelöst werden. Die forma ldemokrati­
schen Institutionen wurden au·s Organen der 
Interessenvertretung zu Manipulationsinstanzen. 

· Die parlamentarische Opposition hingegen 
(einschließlich der gewerkschaftlichen Not­
standsopposition) beschränkt sich auf die im­
manente Kritik der wachsenden Verlagerung 
der .Entscheidungsbefugnisse auf außerparla­
mentarische Ebenen (Regier~ng, Industrie- und 

. Unternehmerverbände) auf die mangelnde Kon­
trollfähigkeit des Parlaments. Als Ziel gibt sie 
die effektive Bewahrung von Grundrechten an, 
gleichwohl scheitert ihre Effektivität an den 
durch rechtliche Gewalt abgesicherten Macht­
positionen (Notstandsgesetze im Interesse des 
Regierungsmonopols und des organisierten 

Kapitals). Ihre organisatorische Wirkung und 
Zielsetzu·ng geht über die bloße Aufklärung 
nicht hinaus. Sie vermag .kei'ne Konsequenzen 
aus dieser Aufklärung zu ziehen. Die Einsicht 
aber, die sie den Massen vermittelt, bleibt ab­
strakt, _ohne Bezug zu praktisch-politischen Ar­
beit, weil sie selbst die Funktionsweise des Sy­
stems durch den Gebrauch rechtl icher Begriffe 
statt politischer 'Und ökonomischer n icht mehr 

· erkennen kann. 

Wijhrend die parlamentarische Oppo­
sition blind idealistisch an dem lnter­
essenausgleic:11 von oben unter der 
Z ielsetzung eines fetischisierten Ge­
mein- und · Volkswohls festhält, be­
stimmt sich die Politik der ra.dikalen 
antiautoritären Opposition danach,· Qb' 
sie ihre Aufklärung über die Not-

. standsgesetze tendenziell der Ziel­
setzung einer permanenten demo­
kratischen· Mobilisie_rung der Massen 
gegen das bevormundende und mani­
pulierende Staatssystem unterordren 
kann. Sie will nicht nur 

1 
die Notstanqsgesetze vechindern, söi idern dar­
über, h inau3 die Massen auffordern, ihre Inter­
essen nicht mehr zu delegieren, sondern se lbst 
geltend zu machen. 

über diese qualitative Differenz in der poli­
tischen Position entzündete sich die Auseinan­
dersetzung zwischen parlamentarisch-gewerk­
schaftlicher un'd radikaler Opposition. Schon 
vor dem Zweiten Kongreß der Notstandsoppo­
sit ion wurde deutl ich, daß sich die gewerk- · 
schaftlichen Spitzenbürokratien von dem „offen­
siven" Vorgehen des SOS und der Studenten­
bewegung distanzierten. Es wurde aber auch 
deutlich, wie Wenig es die traditionellen Ver­
bände vermocht hatten, die Massen ·der Lohn­
abhängigen über die Notstandsaufklärung zu 
mobilisieren. Die IG-Chemie mußte kosten loses 
Mittagessen und Zoo-Besuch für Notstands­
gegner bereitstellen, um den Arbe_itern den 
Kongreß „ Notstand der Demokratie" schmack-
haft zu machen. 

Die Z ielrichtung dieser Resolution ging nicht Grundsätzliche organisatorische Anderunge_n er-
mehr dahin, die Bevölkerung nur über Not- fuhr die· Notstaridsopposition zum ersten Male 
standsgesetze aufzuklären, um auf diese Weise. am und nach dem 2. Ju ni 1967. In Berlin, aber 
das Bewußtseln der Bedrohung durch die auch in Hambu rg und in Bonn hatte .de.r Pol izei­
Grundgesetzmanipulation zu verstärken. Viel- · einsatz zum Schutze des morgenländischen Po­
mehr wurde zum ersten Male zum Ausdruck ' tentaten verdeutlicht, daß die Staatsgewalt 
gebracht, daß dl'.!r Aufbau einer außerparla- nicht davor zurückschreckte, schon in „Frie-
mentarischen, nicht auf das Parlament fixierten denszeiten" notstandsähnliche Polizeie insätze 
Protestbewegung das einzige Mittel se i, die gegen revo lt ierende Studenten zu mobilisieren. 
treibenden Mächte der Notstandsaktion mit Die Notstandsopposition durfte sich also nicht 
ihrem demokratischen Gegenkräften zu kon- auf die , Verhinderung von Gesetzen beschrän-
frontieren. Der · politisc;:.he Beschluß vo llzog ken:· sie hatte ihre praktische Leg'itimität als 
damit. eine deutliche Tre,;rnung von der parla- Fundamentalopposit ion erhalten. D ie zuneh-
mentarischen Notstandsoppos'ition und ging zu- mende D iszfplinieru ng der Arbe iter du rch die 
gleich über deren Z ielsetzung hinaus. konzertierte Aktion, die Jl legalisierung von 

. . · . . b Sfreiks und Demonstrationen dur.ch die herr-
Die außer~arlamentansche Opposition hatte. e- sehenden Institutionen und die Springer-Presse, 

· gonnen, die gesamte gesellschaftliche Entwick- die Einrichtung von Zivilschutz- und Werk-
lung der BRD politisch zu refle_ktier_en. Sie ver- schutzverbänden verdeutlichten, daß die Not-
steht das Grundgesetz als historischen Aus- standsopposition nicht mehr auf die Wiederher-
druck der ökonomischen und politischen Macht- stellung von parlamentarischer Kontrolle und 
konstellation nach der En_tlassung _Westde.utsc~- innerparlamentarischer Opposition warten 

gen, daß anges
0

ichts des Angriffs von Seit,en 
der Staatsmacht, neue Demonstrati ons- und 
Aktioi:tsforrrien gefunden werden .mt,ißten. Di,e 
Diskussion um die „Gewalttätigkeit " der Sprin­
ger-Blockade ii:t Berlin und in Frankfurt und die 
Vorwürfe, die gegen den SOS und seine tak­
t isch offensiven Aktionen vorgebracht wurden, 
spalteten' die· Organisationen der Notstands­
gegner zunehmend in zwei Lager. Au f der einen 
Seite Gewerkschaftsfunktionäre, Professoren, 
die . Kampagne für Abrüstung, . die KP - auf 
der anderen Seite die Organisalionen der anti­
autoritären Schüler, Studenten und jungen . A r-
beiter. · 

Der Kongreß am 11 . Mai in Bonn ·ist nur -auf 
diesem Hir;itergrund eines in: sich gespaltenen 
Notstandslagers zu begreifen. Er war A usdruck 
des Kompromisses zwischen den liberalen, le­
galistischen und· -den radikalen Gruppierungen 
innerhalb der außerparlamentarischen Opposi­
tion. Das Einheitsfrontkonzept der Veranstalter 
war dazu angetan, möglichst große Masseri 
der Notstandsgegner zu vereinigen und auf 
eine gemeinsame politische Formel zu verpfl ich­
ten. Dennoch war ein Teil der gewerksehaft­
lichen Notstandsgegner nicht dazu bere.it, sich 
mit Vertretern der radika len Position auf · ein 
Redi:terpodest zu ste llen. De r Geg·enkongreß 
des DGB in Dortmund war Ausdruck für Öie 
Rückzugsstrat~gie der Gewerkschaftsspitzen, 
von denen dann auch prompt verlautete, ihre. 
No.tstandsopposition werde mit dem Tage der' 
Legalisierung der Notstandsgesetze aufhören. 
Den Gewerkschaften stünde es nicht an, sich 
geger:i d ie (geänderte) Verfass~ng zu stellen. 

Die Masse der pol itisch ·bewußten .Arbeiter, 
Schüler und Studenten kam zum 'Bonner Kon- , 
greß. Während der DGB für se ine Dortmunder 
Veranstaltung alle zur Verfügung st.ehenden 
Lockmittel aufzubieten (Gratisfahrt, Gratises'sen 
etc.), .so nahm der größere T_EClil der Notstands­
gegner finanzielle · Belastungen ohne weiteres 
auf sich, um nach Bonn zu fahren. 

Gleichwohl war der. Kongreß · se lbst alles an­
dere als ein· Fortschritt aµf dem Weg vom Pro­
test zum Wi~erstand. Was dort geboten wurde,, 
wa~.nicht mehr als libe rales, höchstenfall s wort­
radikales Palaver. So . verkündete V itt, Vor­
standsmitg lied der IG-Chemie: .. Notstandsver- , 
fassung und Folgeges"etze - sie passen nicht 
in unsere Zeit." Schriftstel ler, 'FDP-Bundestags­
al;>geordneter Dorn und Gewerkschaftler gingen 
mit keinem Wort auf die veränderte Lage '\ach 
dem '· Mordanschlag auf Rudi Dutschke ein .....,... , 

' geschweige· denn au f die Formen de; Wider­
s.tandes nach der Verabschiedung der Not­
standsgesetze. Die Redner nährten, die ' Illusion, 
als könne man in letzter Minute durch Appelle 
an ' die SPD eine innerparlamentarische Oppo­
sit ion aufbauen, die die Notstandsg~setze doch 
noch verhindern würde: .Es ist die letzt e 
Chance für die SPD, diese Gesetze gemeinsam 
mit der Qpposition zu verh indern und wieder 
zu sich kommen. " (Heinrich Böll) 

Große Teile der Kundgebungste il nehmer waren 
in ihrem polit ischen Bewußtsein weiter fortge­
schritten als 'd ie Redner. Der von den antiauto­
r itären Jugendlichen artikulierten Fo rderung 
nc1ch Generalstreik wird zwar die Gewerk­
schaftsspitze ebenso wenig nachkommen, wie 
das Parlament, wenn es aufgefordert w ird, sich . 
endlich demokratisch zu verhalte·n. Denno_ch ' 
manifestiert sich darin das Bewußtsein, daß ' die 
Notstandsopposition zu einem Teil erkannt hat, 
daß man jetzt zu anderen Kampfform en greifen 
myß, wenn man irgend dazu kommen will , eem 
Angr-iff von Regierung und Parlament auf die 
elementaren Grundrechte einen · organisierten 
Widerstand en~gegenzusetzerr. 

Das t'each-in, das der SOS im Anschluß an die 
Kundgebung veranstaltete, erfüllte die Funktion, 
die Solidarisie'rung der nach Bonn gekommenen' 
Juge'ndl ichen mit den Aktionen der antiautoritären 
Bewegung zu vollziehen. Wie sich diese Soli­
daris ierung auswirkt, zeigt sich jetzt, wäh ren'd · 
der Dritten Lesung der Notstandsgesetze, bei 
den Streiks an .Schulen und Universitäten, in 
Betrieben und Büros. 

Sicherlich wird man nicht davon spre-
chen können, daß sich über Nacht eine 
von den Gewerkschaften unabhängige 
Widerstandsbewegung konstituieren -
wird. Doch kann mit Recht gesagt 
werden, daß sich die radikale theore-
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. ,den Zwangsverhältnisse gegen jeden 
'organisierten Widerstand absichern 
sol[Widerstand gegen die Notstands­
gesetz1e heißt auch und vor allem 
Widerstand gegen die autoritären 
Strukturen in' Betrieben, Schulen und 
Hochschulen, Kampf für die Selbstbe­

;.stimmung der entmündigten Massen. 
Die Redaktion 

,. 

lands aus der. Oberhoheit der ... _Siegermachte · konnte. Sie mußte zu neuen' Formen des Pro-
In der !heoret1schen und emp1nschen Analyse ' ·testes und der Aufklärung finden. . 
weist sie nach, daß der fasch1st1sche Macht- , . 
apparat lediglich mil itärisch unä administrativ Dennoch waren bestimmte Gruppierungen der 
zerschlagen wurde, seine ökonomische . Basis, Notstandsopposition nicht davon zu überzeu-

tische und pr<;1ktisch-politische Poti.ti4:?n 
der antiautoritären Bewegung in 'der 
Notstandsfrage politisch bewährt hat... 1 · , .-. 
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